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Konversion statt Aufrüstung

Die wichtigste Konstante deut‐
scher Regierungspolitik ist, Bun‐
deswehr und Gesellschaft für 
den Krieg zu ertüchtigen. Unter 
SPD‐Bundeskanzler Scholz wur‐
de das 100 Mrd. Euro große 
Sondervermögen der Bundes‐
wehr geschaffen, das für sich 
genommen schon ein Aufrüs‐
tungsprogramm historischen 
Ausmaßes darstellt. Es wird 
noch vom jüngst beschlossenen 
„Finanzpaket“ übertroffen, das 
Kriegskredite ohne Obergrenze 
ermöglicht. Den Beschäftigten 
in der kriselnden Industrie, bei 
den Autozulieferern und Ma‐
schinenbauern, die um ihre Ar‐
beitsplätze fürchten, wird 
derweil die boomende Rüs‐
tungsbranche als Alternative an‐
gepriesen. So auch den 
Kolleginnen und Kollegen bei 
Conti in Wetzlar, denen ein 
Wechsel zum Rüstungsriesen 
Rheinmetall oder dem Sensor‐
Spezialisten Hensoldt 
nahegelegt wurde. Dabei wären 
stattdessen Forderungen nach 
Rüstungskonversion angebracht. 
Im Jahr 2020 sagte noch der da‐
malige DGB‐Vorsitzende Rainer 
Hoffmann im Rahmen der Initia‐
tive „Abrüsten statt Aufrüsten“: 
„Jeder Euro, der die Rüstungs‐
spirale weiter anheizt, ist ein 
Euro zu viel. Wir brauchen das 
Geld für weit wichtigere Aufga‐
ben!“ Heute muss illusionslos 
ergänzt werden: Solche Forde‐
rungen können nur gegen die 
wichtigste Konstante deutscher 
Regierungsparteien durchge‐
setzt werden.

Profite statt Frieden 
Aufrüstung und Übergang zur 
Kriegswirtschaft – das scheint zu‐
mindest für bestimmte Kapital‐
fraktionen eine Option zur 
Bewältigung der aktuellen Krise 
zu sein. 

Wie sonst soll man die jüngsten 
Äußerungen aus dem Institut 

der deutschen Wirtschaft interpre‐
tieren? „Nur von Diskussionen 
über erhöhte Verteidigungsausga‐
ben haben die Hersteller nicht viel. 
Jetzt müssen die Rüstungsausga‐
ben schnell und deutlich erhöht 
werden. Die Industrie benötigt 
langfristige Perspektiven, die mit 
Bestellungen unterlegt sind“, for‐
dert kürzlich beispielsweise Klaus‐
Heiner Röhl. Außerdem müssten 
die Kapazitäten ausgeweitet wer‐
den durch Einbeziehung bislang zi‐
viler Industriebetriebe oder 
Neuerrichtung von Produktions‐
stätten, so der Rüstungsexperte am 
Institut der deutschen Wirtschaft. 

Aus Sicht des Bundesverbands der 
Deutschen Sicherheits‐ und Vertei‐
digungsindustrie böten aktuell frei‐
werdende Ressourcen in der 
Automobil‐ und Automobilzuliefe‐
rerindustrie besondere Chancen 
für einen schnellen Aufbau von 
Rüstungskapazitäten, insbesondere 
im Bereich größerer Serien, so de‐
ren Hauptgeschäftsführer Hans 
Christoph Atzpodien. „Anstatt ei‐
nen volkswirtschaftlichen Schaden 
durch den Abschwung der Auto‐
Konjunktur zu beklagen, sollten wir 
versuchen, Produktionseinrichtun‐
gen und vor allem Fachkräfte aus 
dem Automobilsektor möglichst 
verträglich in den Defence‐Bereich 
zu überführen“, wirbt er bei den 
Gewerkschaften für die geplante 
Kriegswirtschaft.

Angesichts des beispiellosen 
Auftragsbooms infolge der jüngsten 
Aufrüstungsprogramme prognosti‐
zierte Rheinmetall‐Chef Armin Pap‐
perger jüngst in der 
„WirtschaftsWoche“ für sein Unter‐
nehmen „ein Potenzial zwischen 
300 und 400 Milliarden Euro bis 
zum Jahr 2030“. Damit solche Pro‐
fite langfristig realisiert werden 
können, ist es mit Aufrüstung allein 
nicht getan. Um die Nachfrage 
nach Rüstungsgütern dauerhaft si‐
cherzustellen, müssen diese in 
Kriegen verbraucht werden. 

Das hat auch der politische Über‐
bau verstanden. Doch nur wenige 
sprechen es so deutlich aus wie 
BND‐Chef Bruno Kahl, der in einem 
Interview in der „Deutschen Welle“ 
erklärte, dass ein Kriegsende in der 
Ukraine vor dem Ende des laufen‐
den Jahrzehnts nicht wünschens‐
wert sei. Manche mögen 
schockiert sein über den unmiss‐
verständlichen Ruf aus dem Staats‐
apparat nach Fortsetzung des 
tausendfachen Mordens. Andere 
berufen sich schlicht auf das in 
„unserem“ Wirtschaftssystem ga‐
rantierte Recht auf „unternehmeri‐
sche Freiheit“.  ‐ Ulf Immelt
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Auf der Rückseite
‐ Friedensfähig statt 
kriegstüchtig
‐ Veranstaltung Ukraine‐Krieg



„Kanonen und Butter. Das wäre 
schön, wenn das ginge. Es wäre 
aber Schlaraffenland. Es wird also 
heißen: KANONEN ohne  BUT‐
TER.“

Das sagte Clemens Fuest, Präsi‐
dent des Wirtschaftsfor‐

schungsinstitus ifo, Anfang letzten 
Jahres. 80 Jahre nach Kriegsende 
sind wir in Mitteleuropa weit 
entfernt vom Schwur der überle‐
benden Buchenwald‐Häftlinge, 
dass Krieg und Faschismus für alle 
Zeit ins OFF der Geschichte ver‐
bannt sind. An eine Bundeswehr 
als „Neue Wehrmacht“ dachte an‐
gesichts der Trümmerhaufen und 
Leichenberge nach dem Zweiten 
Weltkrieg zunächst niemand. „Die 
neue deutsche Armee wurde nicht 
gegründet, um den Bonner Staat 
zu schützen, sondern der neue 
Staat wurde gegründet, um eine 
Armee gegen die Sowjets ins Feld 
zu stellen“, schrieb SPIEGEL‐Her‐
ausgeber Rudolf Augstein 1961 in 
einer „Bilanz der Bundesrepublik“. 
Heute werden Vertreter Russlands 
von Feiern zum 80. Jahrestag der 
Befreiung Europas von Krieg und 
Faschismus ausgeladen und Leo‐
pard‐II‐Panzer aus deutscher Pro‐
duktion rollen in Richtung der 
russischen Stadt Kursk, wo im Som‐
mer 1943 die größte Panzer‐
schlacht der Geschichte stattfand. 
Und der designierte neue CDU‐
Kanzler „Fritze“ Merz hält den Ein‐
satz weitreichender TAURUS‐Rake‐
ten gegen Ziele tief im russischen 
Hinterland für geboten. Die rang‐
höchste Diplomatin des Landes 
und Noch‐Außenministerin Annale‐
na Baerbock hält nichts von Diplo‐
matie und will stattdessen 
Russland militärisch besiegen. 

Sind die alle irre geworden? „Der 
Krieg ist für Geschäfte, und statt 
mit Käse ist’s mit Blei!“, weiß 
„Mutter Courage“ in Brechts 
gleichnamigem (Anti‐)Kriegsdrama. 
Im „blutigen 20. Jahrhundert“ ha‐

ben Abermillionen Menschen die 
Erfahrung gemacht: „Der Krieg ist 
für die Reichen, der Mittelstand 
muss weichen, das Volk stellt die 
Leichen.“ Das ist im Ukraine‐Krieg 
nicht anders. Im Moment streiten 
sich Selenskys Paten um die 
Schürfrechte für Lithium und Selte‐
ne Erden in dem geschundenen 
Land… und lassen weiterkämpfen 
„bis zum letzten Ukrainer“.

Diesen Krieg hätte es nicht geben 
müssen, hätte man der Diplomatie 
mit den Minsk‐II‐Verabredungen 
eine Chance gegeben und legiti‐
men russischen Sicherheitsinteres‐
sen – angesichts von 27 Mio. 
getöteten Sowjetbürgern im Zwei‐
ten Weltkrieg – Beachtung ge‐
schenkt. Wir müssen heraus aus 
der Aufrüstungsspirale – hin zu ei‐
ner Stärkung der UNO, der Wieder‐
belebung von 
Rüstungskontrollabkommen und 
des KSZE‐Prozesses. Hunderte Mil‐
liarden für mörderisches Kriegsge‐
rät auszugeben, ist absoluter 
Irrsinn. Das Geld fehlt bei Bildung, 
Verkehrsinfrastruktur, Gesundheit, 
Kultur, in den Rentenkassen und 
beim Klimaschutz. Wenn der DGB 
aktuell fordert „Frieden sichern, 
Verteidigungsfähigkeit erhöhen, 
Militarisierung stoppen“, drückt 
sich die Gewerkschaftsspitze um ei‐
ne klare Positionierung in dieser 
Zukunftsfrage. Das liefe nämlich auf 
die „Quadratur des Kreises“ hinaus.

‐ Klaus Petri  
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Der Ukraine‐
Krieg
Veranstaltung mit dem Mili‐
tärhistoriker Lothar Schröter. 
Die andere Sicht auf die Wur‐
zeln, die Akteure und die Rolle 
der NATO im Ukraine‐Krieg.

Die Welt befindet sich nach 
Überzeugung des Militärhistori‐
kers Lothar Schröter in einem 
fundamentalen geostrategi‐
schen Umbruch, vergleichbar 
mit der Teilung der Welt nach 
1917. Gegenwärtig haben wir 
es zu tun mit einem epochalen 
machtpolitischen Grundkon‐
flikt: der Westen unter Führung 
der USA und mit der NATO als 
weltweit agierendem Militär‐
block gegen die Volksrepublik 
China, Russland und gegen den 
„globalen Süden“. Um seine He‐
gemonie zu behaupten, muss 
der Westen in weiterer Zukunft 
China bezwingen und Russland 
als Machtfaktor ausschalten, 
meint Schröter. In diesen globa‐
len politischen Kontext stellt er 
den gegenwärtigen Krieg auf 
dem Territorium der Ukraine.

Friedensfähig statt kriegstüchtig

Am Mittwoch, 14. Mai,
19:00 Uhr 
Haus der Demokratie, 
Schützenstr. 13, Wetzlar
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